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Vogelgrippe bei
Huhn und Schwan
BUKAREST/TOKIO ap n Aus Ja-
pan und Rumänien wurden ges-
tern neue Fälle von Vogelgrippe
gemeldet. Auf einem Bauernhof
in der Präfektur Ibaraki nordöst-
lich von Tokio wurden bei meh-
reren Hühnern Infektionen mit
einem Virus der H5-Gruppe fest-
gestellt. Nun sollen 82.000 Tiere
in der Region getötet werden. In
Rumänien wurden ein Schwan
und eine Wildgans positiv getes-
tet. In allen Fällen muss noch ge-
klärt werden, ob es sich um die
für den Menschen gefährliche
Virusvariante H5N1 handelt. Im
australischen Brisbane berieten
derweil Delegationen der Pazi-
fikanrainerstaaten (Apec) über
Maßnahmen gegen Vogelgrippe.
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ANZEIGE

DEUTSCHER EINZELHANDEL

Umsatz gesunken
Der Umsatz der deutschen Einzel-
händler sank saisonbereinigt im
Vergleich zum Vormonat um 1,6
Prozent, so das Statistische Bun-
desamt gestern. Damit lag der Um-
satz real um 0,7 Prozent unter dem
Stand vom September 2004, no-
minal übertrafen die Einnahmen
das Vorjahresniveau aber um 0,2
Prozent. (rtr)

LEBENSMITTELPREISE

Verbot für Dumping
Union und SPD wollen Dumping-
Preisen im Lebensmittelhandel ei-
nen Riegel vorschieben. Die Ar-
beitsgruppe für Verbraucherpolitik
strebt ein Verbot des Verkaufs von
Lebensmitteln unter Einstands-
preis an. Bei den Koalitionsver-
handlungen wollten Union und
SPD darüber beraten. Der Einzel-
handel lehnt ein Verbot ab. (dpa)

DIE BÖRSE

Nicht mehr kopflos
Reto Francioni (50), bisher Chef
der Schweizer Börse, tritt heute sei-
nen neuen Job als Vorstandschef
der Deutschen Börse in Frankfurt
am Main an. Sein Vorgänger, Wer-
ner Seifert, hatte sich mit der ge-
scheiterten Übernahme des Lon-
don Stock Exchange verhoben.
Francioni soll die Deutsche Börse
in ruhigeres Fahrwasser führen.

Dow Jones 10.402,77 (+ 172,82)
TecDax 50 566,53 (+ 10,22)
EuroStoxx 50 3.297,54 (+ 51,56)
Anleihen 3,260 % Rend. (+  0,01)
1,2023 Dollar = 1 Euro (– 0,0115)
0,6767 Pfund = 1 Euro (– 0,0042)
139,64 Yen = 1 Euro (– 0,39)
Feinunze Gold 472,65 $ (– 1,00)
Barrel Rohöl 59,60 $

Stand 15.15 Uhr, Änderung zum Vortags-

fixing in Klammern, Anleihen-Rendite-

durchschnitt, Dow vom Vortag
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INTERVIEW HANNES KOCH

taz: Karl Schiller – was fällt
Ihnen zu diesem Namen
ein?
Gustav Adolf Horn: Dass man
anlässlich der Koalitionsver-
handlungen zwischen Union
und SPD jetzt wieder öfter über
ihn liest.

Der Wirtschaftsminister der
ersten Großen Koalition 1966
bis 1969 – was ist heute noch so
faszinierend an ihm?
Wir erleben eine ähnliche politi-
sche Koalitionwie damals – doch

1966 war man intellektuell wei-
ter als heute.

Wodurch ist dieWeisheit ver-
loren gegangen?
Viele Ökonomen halten die Sa-
nierung der öffentlichen Haus-
halte für dasWichtigste. Eine An-
nahme, die durch die Empirie
nicht bestätigt wird. Wir wissen
inzwischen, dass die Wirtschaft
auch dann gut wachsen kann,
wenn der Staat Schulden aufneh-
men muss. Das bestreitet die
herrschende Lehre aber vehe-
ment – mit dem Argument,
durch hoheKredite komme es zu
Inflation und steigenden Zinsen.

Sollte es denn eine Renais-
sance der Schiller’schen Politik
geben?
Das wäre zu wünschen. Die Be-
mühungen um die Konsolidie-
rung des Haushalts wurden da-
mals eingebettet in eine gesamt-
wirtschaftliche Politik. Heute da-
gegen werden die beiden Politik-
bereiche isoliert betrachtet. Da-
durch gewinnt die Finanzpolitik
eine Eigendynamik, diemit wirt-
schaftspolitischer Vernunft
nichtsmehr zu tun hat.

Wie sah der entscheidende
Kunstgriff aus, denKarl Schiller
anwandte?

Man hat damals eine Politik ge-
macht, die viel stärker von fol-
gender Erkenntnis durchdrun-
gen war: Die öffentlichen Haus-
halt lassen sich nur dann sanie-
ren, wenn die Wirtschaft wächst.
Deshalb wurde ein Konjunktur-
programm aufgelegt, um das
Wachstum zu stimulieren. Das
ließ die Einnahmen fließen, die
man brauchte.

Mit dem bekannten Ergeb-
nis, dass die öffentlichen Schul-
den seit damals unaufhörlich
steigen.
Schiller hat immerhin versucht,
dem entgegenzuwirken.

Jetzt wollen Union und SPD
bei ihren Verhandlungen 35
Milliarden Euro bis 2007 ein-
sparen. Geht daran überhaupt
einWeg vorbei?
Es kommtdarauf an,welches Ziel
angepeilt wird. Die schnelle Kon-
solidierung des Haushalts ist
wirtschaftspolitisch nicht ver-
nünftig.

Aber ist Sparen nicht not-
wendig?
Wir sollten mittelfristig denken,
in Zeiträumen von vier bis fünf
Jahren. Wenn wir die gesamte
Sparanstrengung zusammen-
drängen auf zwei Jahre, besteht
die Gefahr, dass die Konjunktur
gebremst wird. Dann kann die
deutsche Wirtschaft ihre Stagna-
tion nicht überwinden.

Nun droht die Europäische
Kommission mit einer Straf-
zahlung, falls Deutschland den
Stabilitätspakt von Maastricht
nicht bald einhält.
Daran glaube ich nicht. Denn der
Pakt lässt eine gewisse Flexibili-
tät zu. Es wird ein Druck aufge-
baut, der so gar nicht existiert.

Ignorieren Sie nicht die reale
Lücke von 35 Milliarden, die ja
nichtwesentlichübertrieben zu
sein scheint?
Durchaus nicht. Ich plädiere da-
für, die konsumtiven Ausgaben
zu reduzieren und die Investitio-
nen in Bildung, Forschung und
Infrastruktur zu erhöhen. Außer-
dem sollten die gesamten Ausga-
ben weniger stark steigen als das
nominale Bruttoinlandsprodukt.

Die Finanzierungslücke
schließen Sie damit nicht. Also
halten Sie zusätzliche Schulden
für den einzigenWeg?

„Zu schnelles Sparen ist unvernünftig“
Der Ökonom Gustav Adolf Horn über die Koalitionsverhandlungen zwischen Union und SPD und ihren Versuch, 35 Milliarden
Euro zu erwirtschaften: „Sanieren nur, wenn Wirtschaft wächst.“ Konsolidierung und Investitionen gehören für ihn koordiniert

Eine andere Möglichkeit gibt es
nicht. Wobei eines klar sein
muss: Die Ausgaben für Investiti-
onen sollten höher sein als die
zusätzlichen Kredite, damit der
Bundeshaushalt nicht gegen die
Verfassung verstößt.

Welches wäre das wichtigste
Signal, das die Verhandler aus-
senden sollten?
Union und SPD sollten ein Kon-
solidierungskonzept über fünf
Jahre beschließen, das dann aber
auch eingehalten wird. Gleich-
zeitig brauchen wir ein Pro-
gramm für öffentliche Investiti-
onen inHöhe von rund zehnMil-
liarden Euro.

GUSTAV ADOLF

HORN, 51, leitet
das Institut für Ma-
kroökonomie und
Konjunkturfor-
schung (IMK) der
gewerkschaftsna-
hen Hans-Böckler-

Stiftung. Das IMK wurde gegründet,
nachdem Horns Vertrag als Chef der
Konjunkturabteilung des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsforschung
2004 nicht verlängert worden war.
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MADRID/LONDON dpa n Der
spanische Telekomkonzern Tele-
fónicawill für 26Milliarden Euro
den britischen Mobilfunk-Be-
treiber O2 übernehmen und da-
mitnäher zuBranchenführerVo-
dafone aufrücken. Je O2-Aktie
werden 200 Pence oder insge-
samt 17,7 Milliarden Pfund in bar
geboten, teilten die Unterneh-
men am Montag in Madrid und
Londonmit. DieMarkeO2 soll er-
halten bleiben. Der O2-Aufsichts-
rat rief die Aktionäre bereits auf,
das Angebot anzunehmen.

Mit der geplanten Übernah-
me startet Telefónica auch den
zweiten Versuch, auf den deut-
schen Mobilfunkmarkt vorzu-
stoßen. O2 Deutschland hat 8,5

Millionen Kunden. Zusammen
kommen die Unternehmen auf
116 Millionen Mobilfunkkunden
in Europa und Südamerika. Tele-
fónica würde zusammen mit O2
die Deutsche Telekom als zweit-
größten Mobilfunkanbieter Eu-
ropas hinter Marktführer Voda-
fone ablösen, der 165 Millionen
Kunden unter Vertrag hat. Das
Management von O2 stimmte
der Transaktion zu und bot seine
eigenen Aktien Telefónica zum
Kauf an. O2Deutschland begrüß-
te die Übernahme. Das Wachs-
tum des Unternehmens werde
sich dadurch beschleunigen,
sagte ein Sprecher. Ein Stellen-
abbau sei jedoch nicht zu be-
fürchten.

Milliardengebot für O2
Telefónica bietet 26 Milliarden für britischen Mobilfunker

Bei den Verhandlungen über die
große Koalition wird die CDU/
CSU nach Erwartung des desig-
nierten Bundesfinanzministers
Peer Steinbrück (SPD) auf einer
Mehrwertsteuererhöhung be-
stehen. „Das ist eine Kernforde-
rung der Union. Die kann und
wird sie nicht aufgeben“, sagte
der SPD-Politiker vor den Bera-
tungen zwischen Union und
SPD, die für Montagabend an-
beraumt war. 35 Milliarden
Euro sollen im Bundeshaushalt
bis 2007 beschafft werden –
möglicherweise durch Steuerer-
höhungen einerseits und Strei-
chen von Steuersubventionen
andererseits. Roland Koch, Chef-
verhandler der Union in Sachen
Finanzen, hatte ins Gespräch ge-
bracht, den ermäßigten Mehr-
wertsteuersatz von 7 Prozent
etwa für Lebensmittel auf 5 Pro-
zent zu reduzieren.

GELD GESUCHT


